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In vielen Fällen gilt: Eine Steuererklärung 
ist kein Hexenwerk. Dennoch verzichten 
jedes Jahr Millionen von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern auf deren Ab-
gabe. Doch was den jüngeren Generatio-
nen zu komplex, das müssen die Rentner 
und Rentnerinnen in Deutschland wup-
pen. Immer mehr Senioren wachsen in 
die Steuer- und Erklärungspflicht. Wann 
genau der Zeitpunkt gekommen ist, wis-
sen viele oftmals nicht. Flattert schließ-
lich eine Aufforderung des Finanzamts 
ins Haus, ist die Unsicherheit groß und 
es wird vielfach eine Steuerkanzlei oder 
das Finanzamt kontaktiert. Damit trägt die 
aktuelle Rentenentwicklung auch zu einer 
höheren Arbeitsbelastung bei.

Millionen Arbeitnehmer verzichten auf die anspruchsvolle Aufgabe der 
Bearbeitung und Abgabe einer Steuererklärung. Als Rentnerin bzw. 
Rentner führt jedoch immer seltener ein Weg daran vorbei. Eine Reform 
könnte viele Unsicherheiten nehmen und Arbeit sparen, argumentiert 
DStV-Präsident Lüth.

StB Torsten Lüth, Präsident des DStV, sieht 
eine Reform des Besteuerungsregimes für 
Alterseinkünfte für unumgänglich. Einen 
möglichen Reformvorschlag stellte jüngst 
das Finanzministerium Mecklenburg-Vor-
pommern in einem Gedankenaustausch 
mit dem DStV-Präsidenten vor: die mehr-
stufige Einführung einer Quellenbesteue-
rung für Renteneinkünfte. 

Diesen Vorschlag gab Lüth in einem ge-
meinsamen Austausch auch an MdB 
Sascha Müller (Bündnis 90/Die Grünen) 
weiter und stieß auf Zustimmung. Beglei-
tet wurde er hierbei von DStV-Referats-
leiterin Steuerrecht, StBin Dipl.-Hdl. Vicky 
Johrden.

DStV-Präsident Lüth erneut im Aus-
tausch für eine „Rentenabzugsteuer“

Bereits im April 2024 hatte DStV-Prä-
sident Lüth ein erstes Gespräch mit 
maßgeblichen Entscheidungsträgern 
der SPD-Bundestagsfraktion zu dieser 
Thematik geführt (vgl. DStV-Info vom 
23.04.2024).

Wie in den DStV-Medien berichtet, sah der 
DStV in seiner Stellungnahme S 07/24 die 
geplanten Änderungen bei der Bekannt-
gabe von Steuerbescheiden kritisch (vgl. 
DStV-Info vom 29.04.2024). Insbeson-

Gesetzgeber reagiert auf Eingabe 
des DStV. Auf den letzten Metern 
des Gesetzgebungsverfahrens zur 
Modernisierung des Postrechts 
nahmen die Ampel-Fraktionen im 
Bundestag noch entscheidende Än-
derungen an den Regelungen zur 
Bekanntgabe von Verwaltungsak-
ten in der AO vor.

dere die angedachte Regelung des neu-
en § 122 Abs. 2b AO-E. Danach sollte 
eine Bekanntgabe von Verwaltungsak-
ten an Samstagen möglich werden. Am 
13.06.2024 wurde das Gesetz zur Mo-
dernisierung des Postrechts (BT-Drs. 
20/10283) im Bundestag in geänderter 
Form beschlossen:

Aus Dreitagesfrist wird ab 2025 
Viertagesfrist

Die Vermutungsregelungen für die Bekannt-
gabe von Verwaltungsakten nach § 122 Abs. 
1 Nr. 1 und Abs. 2a sowie § 122a Abs. 4 

Drohende Bekanntgabe von Steuerbescheiden  
an Samstagen abgewendet!

Satz 1 AO verlängert der Gesetzgeber ab 
dem Jahr 2025 von drei auf vier Kalenderta-
ge. Das ursprünglich geplante Abstellen auf 
Werktage verwarfen die Ampel-Fraktionen 
auf Basis der Empfehlungen des Bundesrats.

Regelung zur Bekanntgabe von 
Steuerbescheiden an Samstagen 
vom Tisch

Die noch im Regierungsentwurf beabsichtigte 
Einführung des neuen § 122 Abs. 2b AO-E wur-
de gestrichen. Damit folgten die Ampel-Fraktio-
nen den Anregungen des DStV und beschlos-
sen eine praxisfreundliche Ausgestaltung.

https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-040-24-me-steuerrisiko-fuer-senioren-dstv-praesident-wirbt-fuer-abzugsteuer-18769
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-040-24-me-steuerrisiko-fuer-senioren-dstv-praesident-wirbt-fuer-abzugsteuer-18769
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/dstv-gegen-bekanntgabe-von-steuerbescheiden-an-samstagen-18787
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/dstv-gegen-bekanntgabe-von-steuerbescheiden-an-samstagen-18787
https://dserver.bundestag.de/btd/20/102/2010283.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/102/2010283.pdf
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Regierungsentwurf  
entlastet nicht spürbar 

Das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz 
(BEG IV) soll die Bürgerinnen und Bür-
ger, die Wirtschaft sowie die Verwaltung 
von unnötiger Bürokratie entlasten. Wie 
der DStV in seiner Stellungnahme  
S 09/24 zum Regierungsentwurf eines 
Vierten Bürokratieentlastungsgesetzes 
(BEG IV) ausführte, gelingt dies leider 
nur bedingt. Der DStV hatte bereits mit 
seiner Stellungnahme S 03/24 zum 
Referentenentwurf des BEG IV Stellung 
genommen (vgl. DStV-Info vom 
07.02.2024). Die Maßnahmen im Re-

DStV setzt sich weiter 
für Bürokratieabbau ein

Der DStV hat den Regierungsent-
wurf des Vierten Bürokratieent-
lastungsgesetzes (BEG IV) unter 
die Lupe genommen. Der große 
Wurf zum Abbau von Bürokratie 
ist leider nicht gelungen. Der DStV 
brachte weitere Vorschläge ein.

gierungsentwurf gehen kaum über den 
Referentenentwurf hinaus. Der DStV 
setzte sich daher für weitergehende 
Schritte, insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU), ein. 

Ergänzende Anregungen zum 
Bürokratieabbau

Die Einführung des Once-Only-Prinzips, die 
Digitalisierung der Verwaltung, Erleichterun-
gen bei den Abschlussprüfungen des Kurz-
arbeitergeldes sowie die Weiterentwicklung 
der Einfuhrumsatzsteuer hin zum in der EU 
üblichen Verrechnungsmodell waren eini-
ge der Forderungen des DStV. 

Forderungen des Bundesrats  
auf dem Prüfstand 

Der DStV äußerte sich auch zur Stel-
lungnahme des Bundesrats (BR-Drs. 
129/24). In einigen Punkten stimmte er 
dem Bundesrat zu: Die Forderung des 

Bundesrats zur Anhebung der Grenze für 
umsatzsteuerliche Kleinbetragsrechnungen 
von 250 Euro auf 400 Euro begrüßte der 
DStV ausdrücklich, da dies spürbar zum Bü-
rokratieabbau beitragen könnte. 

Auch die Bitte des Bundesrats, sich auf EU-
Ebene mit Nachdruck für eine Reduzierung 
der bürokratischen Belastungen von Unter-
nehmen, insbesondere von KMU, einzu-
setzen, fand beim DStV Zustimmung. Die 
derzeitige Evaluierung der DAC 6-Richtlinie 
sollte dazu genutzt werden, um die be-
stehende Anzeigepflicht für grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen aus dem 
Gesetzestext zu streichen, so die Forde-
rung des DStV. Mit Blick auf die Nachhaltig-
keitsberichterstattungen auf europäischer 
Ebene hob der DStV positiv die freiwilligen 
KMU-Standards für Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung (VSME) hervor.

Einkommensteuerrechtliche  
Änderungen stimmen positiv

In seiner DStV-Stellungnahme S 08/24 
zum Entwurf begrüßte der DStV ausdrück-
lich zahlreiche Vorhaben. Hierzu zählen 
u.a. die geplanten Anpassungen bei der 
Steuerbefreiung für kleine Photovoltaik-
anlagen sowie der geplante Abbau von 
Medienbrüchen durch die sachgerechte 
Ausweitung der Datenübermittlung durch 
Dritte mit Blick auf die Vorsorgeaufwen-
dungen.

DStV nimmt Stellung  
zum Jahressteuergesetz 2024

Das BMF hatte den Referenten-
entwurf eines Jahressteuergeset-
zes 2024 veröffentlicht. Der DStV 
verschaffte sich einen Überblick 
und bezog Position zu ausge-
wählten Änderungen.

Elektronische Kommunikation 
darf keine Einbahnstraße bleiben

Im Verfahrensrecht ist vorgesehen, die 
veranlagungsbezogene elektronische 
Kommunikation mit den Finanzbehör-
den noch stärker über ELSTER bzw. die 
Schnittstelle ERiC abzuwickeln. Demnach 
soll eine alternative elektronische Kom-
munikation nur noch dann erfolgen dür-
fen, soweit diese gesetzlich bestimmt ist. 

Der DStV wies darauf hin, dass eine alter-
native elektronische Kommunikation in-
sofern gewährleistet werden muss, wie 
technische Begrenzungen bei ELSTER 
bzw. ERiC die Möglichkeiten zum Daten-
austausch einschränken. Auch sollte die 
Finanzverwaltung ihre elektronische Kom-
munikation mit den Steuerpflichtigen oder 
deren Bevollmächtigten intensivieren. Der-

zeit werden Anforderungen und Nachfra-
gen im Rahmen des Veranlagungsverfah-
rens seitens der Finanzbehörden allzu oft 
per Brief gestellt.

Umfassende Änderungen im Be-
reich der Umsatzsteuer geplant

Auch bei der Umsatzsteuer sollen diverse 
Ergänzungen und Klarstellungen erfolgen. 
So ist ab 2025 u.a. eine grundlegende Neu-
regelung bei der Besteuerung der Kleinun-
ternehmer geplant (z.B. neue Umsatzgren-
zen, neues Meldeverfahren bei Nutzung der 
Regelung in anderen Staaten). Der DStV for-
derte hier etwa zur geplanten Qualifizierung 
von Umsätzen als steuerfreie Umsätze, dass 
diese bei der Pflicht zur Ausstellung einer E-
Rechnung nicht schlechter gestellt werden 
dürfen als steuerfreie Umsätze im Sinne von 
§ 4 Nr. 8 bis 29 UStG.

https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-09-24-rege-eines-vierten-buerokratieentlastungsg-beg-iv
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-09-24-rege-eines-vierten-buerokratieentlastungsg-beg-iv
https://www.dstv.de/download/dstv-stellungnahme-s-03-24-refe-eines-vierten-buerokratieentlastungsgesetzes-beg-iv
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/dstv-fordert-weitere-massnahmen-zum-buerokratieabbau-18531
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/dstv-fordert-weitere-massnahmen-zum-buerokratieabbau-18531
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0101-0200/129-24(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0101-0200/129-24(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-08-24-referentenentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
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Die Pflicht zur Mitteilung grenzüberschrei-
tender Steuergestaltungen ist seit Ende 
2019 gesetzlich in den §§ 138d ff. AO 
verankert. Dabei gilt die Mitteilungspflicht 
für sog. Intermediäre und damit ins-
besondere für den Berufsstand. Mit der 
Normierung der Mitteilungspflicht setzte 
Deutschland die EU-Richtlinie 2018/882 
(EU) bezüglich des automatischen Infor-
mationsaustauschs im Bereich der Be-
steuerung um. Im europäischen Sprach-
gebrauch ist die EU-Richtlinie unter dem 
Begriff „DAC 6“ bekannt. 

Während Teile der Bundesregierung noch 
immer von einer Bürokratieanreicherung 
in Form der Erweiterung der Mitteilungs-
pflicht auf nationale Steuergestaltungen 
träumen, müssen die Anzeigepflichten 
für grenzüberschreitende Steuergestal-
tungen nun zum ersten Mal zum TÜV. 
Genauer gesagt: Die DAC 6 selbst ver-
pflichtet die EU-Kommission zur Bewer-
tung der Wirksamkeit, Effizienz und fort-
laufender Relevanz der Anzeigepflichten. 

Der DStV reicht im Konsultationsverfah-
ren dazu seine Stellungnahme ein und 
macht dabei DAC 6 zum Gradmesser 

für die vollmundigen Ankündigungen 
aus Brüssel. DStV-Präsident StB Torsten 
Lüth: "Wenn die EU-Kommission es ernst 
meint, die Berichtspflichten und die über-
bordende Bürokratie in der EU konse-
quent um 25% abzubauen, dann muss 
die wirkungslose Pflicht zur Mitteilung 
grenzüberschreitender Steuergestaltun-
gen ganz oben auf die Liste der Streich-
kandidaten gesetzt werden."

In der Wochenzeitung des Deutschen 
Bundestags „Das Parlament“ vom 
25.05.2024 (74. Jahrgang Nr. 22-23; 
Seite 6, „Brüsseler Bürokratie“) 
wird etwa die Anzeigepflicht grenzüber-
schreitender Steuergestaltungen als ein 
Musterbeispiel wirkungsloser EU-Bürokra-
tie aufgeführt. Im Artikel kritisierte DStV-
Präsident StB Torsten Lüth einerseits die 
überbordende EU-Bürokratie für den 
Berufsstand. Andererseits bemängelte er 
die Bestrebungen der EU-Kommission 
das Berufsrecht von Steuerberatern im-
mer wieder ins Visier zu nehmen. Des-
halb fehle gerade für angehende Steuer-
berater die erforderliche Planungs- und 
Rechtssicherheit.

DStV: Anzeigepflicht für 
grenzüberschreitende 
Steuergestaltungen abschaffen 

Die EU-Kommission leitet eine Überprüfung der Anzeigepflichten grenz-
überschreitender Steuergerstaltungen ein. Da die Anzeigepflicht grenz-
überschreitender Steuergestaltungen keinen Mehrwert schafft, fordert 
der DStV ihre Abschaffung. In diesem Zusammenhang verlangt DStV-
Präsident StB Torsten Lüth von der EU-Kommission einen konsequen-
ten Bürokratieabbau.

Hinweis auf die Rubrik  
„Bericht aus Brüssel“:

Zum 30-jährigen Jubiläum der EFAA und zu deren 
Konferenz zur Zukunft des Berufsstands erfahren Sie 
mehr in der Ausgabe 07-08/2024 des DStV-Organs 
„Die Steuerberatung“ in unserer Rubrik 
„Bericht aus Brüssel“.

Die gemeinsame Erhebung des DStV 
mit BBE media läuft nur noch bis zum 
31.08.2024. Den Fragebogen finden Sie 
unter www.bbe-umfrage.de.

Umfrage 
zu GmbH-
Geschäftsführer-
Vergütungen – 
jetzt noch 
teilnehmen!

Haben Sie sich schon an der Um-
frage zur Höhe von GmbH-Ge-
schäftsführer-Vergütungen be-
teiligt? Falls nicht, sollten Sie das 
nachholen. Teilnehmer erhalten 
nach der Auswertung exklusiv ei-
nen kostenlosen detaillierten Er-
gebnisbericht. 

https://www.das-parlament.de/epaper/2024/22_23/epaper/ausgabe.pdf
https://www.das-parlament.de/epaper/2024/22_23/epaper/ausgabe.pdf
https://www.bbe-umfrage.de
https://www.bbe-umfrage.de
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Der Erhalt der Vorbehaltsaufgaben des Berufsstands sowie eine kritische Bestandsaufnahme der aktuellen Rege-
lungen zur Steuerberaterprüfung – diese und weitere Themen bildeten den Schwerpunkt der jüngsten Sitzung des 
Rechts- und Berufsrechtsausschusses des DStV.

Einmal mehr stand die Frage des Erhalts 
der Vorbehaltsaufgaben der Steuerbe-
raterinnen und Steuerberater im Fokus 
der Beratungen. Hier müsse den Bestre-
bungen einzelner Berufsgruppen, wel-
che den Status quo in Frage stellen, mit 
Bestimmtheit entgegengetreten werden. 
Die drohenden Schäden für den Ver-
braucherschutz, aber insbesondere auch 
für die Effizienz der Finanzverwaltung 
und für das Steueraufkommen sind aus 
Sicht des Ausschusses zu bedeutsam, 
als dass sie von der Politik leichtfertig 
aufs Spiel gesetzt werden sollten.

Berufsausübung im Blick der Praxis: 
Rechts- und Berufsrechtsausschuss des DStV in Berlin

Ebenfalls auf der Agenda standen Fra-
gen zur Förderung des Berufsnach-
wuchses und die Bekämpfung des 
Fachkräftemangels in den Kanzleien. 
Eine modernisierte Steuerberaterprüfung 
könne ein wirksamer Hebel sein, um die 
Nachwuchsprobleme in der Praxis abzu-
mildern. Hier sehe sich der DStV mit sei-
nen Mitgliedsverbänden richtigerweise 
in der Mitverantwortung, zumal die Ver-
bände mit ihren Bildungseinrichtungen 
zu den wichtigsten Marktteilnehmern 
gehören, wenn es etwa um das Ange-
bot qualifizierter Vorbereitungskurse für 

die Steuerberaterprüfung geht. Ziel soll-
te es daher sein, das Berufsexamen für 
interessierte junge Menschen attraktiver 
zu gestalten und die Absolventenzahlen 
im Interesse einer nachhaltigen Entwick-
lungsperspektive des Berufsstands zu er-
höhen. Hierzu wird der DStV unter ande-
rem auch den Austausch mit der Politik 
und der Verwaltung suchen.

Mitglieder des Rechts- und Berufsrechtsausschusses: (v.l.n.r.) StB/WP Christian Rech, StB Carsten Butenschön, 

StB Karsten Schmidt, StB/WP Carsten Nicklaus, StBin Dr. Jutta Fischer-Neuner, RA Christian Michel, StB/RA Oliver Klose 

mailto:dstv.berlin%40dstv.de?subject=DStV%2C%20Ausgabe%203-2021
https://twitter.com/dstvberlin?lang=de
https://www.linkedin.com/company/deutscher-steuerberaterverband-e-v-/
https://www.linkedin.com/company/deutscher-steuerberaterverband-e-v-/
https://www.facebook.com/steuerberatertag/
https://www.instagram.com/steuerberatertag/
https://www.dstv.de/
https://www.fachberaterdstv.de/
http://www.steuerberatertag.de
http://www.steuerberater.de
http://www.dstv-praxenvergleich.de

